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SchweizhalfdenUSA
beimAbhören
Die Zuger FirmaCryptowurde vonUS-Geheimdienst gesteuert.

Reto Wattenhofer, Pascal Ritter,
Doris Kleck und Sven Altermatt

Während Jahrzehnten sollen Geheim-
dienstederUSAundDeutschlandsmit
Schweizer Hilfe Staaten abgehört ha-
ben. Eine zentrale Rolle spielten dabei
Chiffriergeräte der Zuger Firma Cryp-
to. Die weltweiten Abhöroperationen
aufgedeckt haben die SRF-Sendung
«Rundschau», das ZDF und die «Wa-
shington Post». Die Operation lief ge-
mäss ihren Recherchen bis 2018.

Über hundert Staatenwurden vom
US-Geheimdienst CIA und dem Bun-
desnachrichtendienst (BND)abgehört.
SpioniertwurdemitmanipuliertenVer-
schlüsselungsgeräten der Zuger Firma
Crypto AG. So sollen bei den Geräten
zwei Formen der Verschlüsselung ein-
gebaut worden sein: eine sichere und
eineunsichere.Die sichereAusführung

erhielten nur wenige Länder, darunter
offenbardieSchweiz.AusdenGeheim-
dienstakten geht laut «Rundschau»
hervor, dass die Schweizer Geheim-
dienste in die Operation der CIA und
desBNDeingeweiht gewesen sind.Der
Bundesrat hat Ex-Bundesrichter
NiklausOberholzermit einerUntersu-
chung beauftragt.

Untersuchung
förmlichabgewürgt
Das ZDF zitiert denNDB-Vizedirektor
Jürg Bühler, der einst für die frühere
Bundespolizei gearbeitethat.Unter sei-
ner Federführung soll die Behörde in
den 1990er-Jahren eine Untersuchung
gegen die Crypto AG förmlich abge-
würgt haben. «ImNachhinein merken
wir jetzt, dass wir teilweise angelogen
wurden.Das istnatürlichärgerlich»,er-
klärte Bühler gemäss ZDF. 2–3

75Meterhoher
Mast ist umstritten
Rigi Die eidgenössische Natur- und
Heimatschutzkommission (ENHK)
sagt nicht grundsätzlichNein zumBau
einer Gondelbahn von Weggis nach
Rigi Kaltbad. Die Authentizität der
Landschaft werde insgesamt nicht zu-
sätzlich vermindert, heisst es im Gut-
achten,welchesdieRigibahnengestern
veröffentlicht haben. Teilweise könne
die Situation gegenüber heute sogar
verbessert werden.

In neun Punkten fordert die Kom-
mission aber zusätzliche Nachweise
oder stellt konkreteRahmenbedingun-
gen auf. Dies betrifft unter anderem
den 75 Meter hohen Mast im Gebiet
Müseralp.DieRigibahnenmüssenden
Nachweis bringen, dass ein derart ho-
herMast aus technischenGründen tat-
sächlich nötig ist. (cgl) 19

Zwei Fasnächtler auf Pferde-Velos: Was 2015 ein Gag war, ist vielleicht bald Rea-
lität. Denn Pferde werden an Fasnachtsumzügen vermehrt zum Sicherheitsrisi-
ko.Währendman in Luzern weiter mit echten Pferden kutschiert, fährt amUm-
zug in Stans erstmals eine Elektro-Kutschemit. 20 Bild: Dominik Wunderli (Luzern, 12. Februar 2015)

Sattelt LuzernerFasnacht aufPapp-Pferdeum?

Kriensbewilligt keine
5G-Antennenmehr
Digitalisierung Der Krienser Stadtrat
stoppt die Vergabe von Bewilligungen
für5G-Antennen.Grunddafür seiendie
weiterhin fehlenden Vollzughilfen und
Messempfehlungen des Bundes. Es sei
nämlich nach wie vor unklar, wie die
Strahlungen von sogenannten adapti-
venAntennengemessenwerdensollen.
DieseunsichereRechtslage stelleStäd-
te undGemeinden vor Probleme.

WährendderKrienser Stadtrat den
Bundscharf kritisiert,wähltderKanton
Luzern weniger harte Worte. Gemäss
kantonalen Angaben seien die aktuel-
len Messmethoden ausreichend, um
feststellen zu können, ob die bundes-
weit geltendenGrenzwerteeingehalten
werden. Diese seien letztlich unverän-
dert geblieben. (stp) 4/23

Keller-Sutterwarnt vor
Begrenzungs-Initiative
Bilaterale DieserAbstimmungskampf
ist sehr früh eröffnet worden: Bundes-
rätinKarinKeller-Sutterwarntegestern
eindringlich vor einer Annahme der
SVP-Begrenzungs-Initiative, über die
am17.Mai abgestimmtwird.Als«euro-
papolitisch eine der wichtigsten Ab-
stimmungen der Legislatur» bezeich-
nete die FDP-Politikerin die Vorlage.

Die SVP fordert, dass die Schweiz
die Personenfreizügigkeit mit der EU
neu regelt oder das entsprechendeAb-
kommen kündigt. Damit würden die
Bilateralen I hinfällig. Einem so ver-
netzten Land wie der Schweiz könne
dieses «waghalsige» Unterfangen
wirtschaftlich stark schaden, so Kel-
ler-Sutter. (lfh)
Kommentar 5. Spalte 6

Grüne sammeln
keineUnterschriften
Ladenöffnungszeiten Gestern Abend
stellten sich die Grünen des Kantons
Luzern hinter den Beschluss des Kan-
tonsrats, der Geschäften längere Öff-
nungszeiten ermöglicht. Wie die Grü-
nen verzichtet auch die SP auf ein Re-
ferendum. Somit dürfte das revidierte
Ladenschlussgesetz auf den 1.Mai hin
in Kraft treten. (jus) 19

JürgBühler
Vizedirektor des
Nachrichtendienstes des Bundes

«ImNachhinein
merkenwir jetzt,
dasswir teilweise
angelogen
wurden.Das ist
natürlich
ärgerlich.»

TanjaHüberli
Die Beachvolleyballerin hat
denOptimismus trotz ihrer
Krankheit nicht verloren. 36

Kommentar

Heikle Fragen
ansprechen
Es ist eine der wichtigsten Abstim-
mungen der Legislatur. Nimmt die
Schweizer Stimmbevölkerung die
SVP-Begrenzungs-Initiative beim
Urnengang vom 17.Mai an, ist der
bilateraleWegmit der Europäischen
Unionmit grosserWahrscheinlichkeit
Geschichte. Dennoch erschien am
Dienstagmorgen nur ein Bundesrats-
mitglied zur Lancierung des Abstim-
mungskampfs vor denMedien: Justiz-
ministerin Karin Keller-Sutter. Ihr
Parteikollege undAussenminister
Ignazio Cassis fehlte. Der einsame
Auftritt der FDP-Bundesrätin illust-
riert, wie schwer sich die Landesre-
gierung damit tut, in der Europapoli-
tik eine gemeinsame Stimme zu
finden.

Gerade in Sachen Begrenzungs-Initia-
tive hätte der Bundesrat allenGrund,
selbstbewusst aufzutreten: In einer
aktuellenUmfrage (Tamedia, Dezem-
ber 2019) gaben 58 Prozent der
Befragten an, am 17.Mai einNein
einlegen zuwollen.

Doch die Landesregierung scheint
derzeit vor allemdarumbemüht zu
sein, im anlaufendenAbstimmungs-
kampf zumSVP-Volksbegehren eine
gleichzeitigeDebatte zum institutio-
nellen Rahmenabkommen zu verhin-
dern. Dabei ist es nur verständlich,
dass die Stimmbevölkerung die
beidenVorlagenmiteinander in
Verbindung bringt. Eswäre zu begrüs-
sen, wenn die Landesregierung bis
zumUrnengang vom 17.Maimehr
Selbstbewusstsein zeigt als bisher und
auch die politisch heiklen institutio-
nellen Fragen offen anspricht.

Lorenz Honegger
lorenz.honegger@
chmedia.ch

In unserem Namen.
In Ihrem Sinne.
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Grüne verzichten auf Referendum gegen Ladenschlussgesetz
Derzeit will niemandUnterschriften gegen längereGeschäftsöffnungszeiten sammeln.

Die Grünen werden gegen das
kantonale Ladenschlussgesetz
kein Referendum ergreifen.
Dies entschied die Partei ges-
tern Abend an einer ausseror-
dentlichenMitgliederversamm-
lung in Luzern. Der Entscheid
fieldeutlichaus –mit 24Nein- zu
3 Ja-Stimmen.

Hintergrund ist der nach
zweiter Beratung gefasste Be-
schluss des Luzerner Kantons-
parlaments vom 27. Januar, der
abMai längere Ladenöffnungs-
zeiten ermöglichenwürde, falls
keinReferendumergriffenwird.
Ein zwischen Detaillisten und
Gewerkschaften ausgehandel-
ter Kompromiss sieht vor, dass
die Geschäfte an Werktagen
einehalbeStunde länger bis um
19 Uhr und an Samstagen eine

Stunde länger bis um 17 Uhr of-
fenhabenkönnen.AlsKompen-
sation würde einer der beiden
bis jetzt möglichen wöchentli-
chen Abendverkäufe bis um
21 Uhr wegfallen. Die Gemein-
denkönnten jedoch für einzelne
Ortsteile unterschiedliche
Abendverkaufstage festlegen.

Parteiwill keineweiteren
Liberalisierungen
AnderMitgliederversammlung
setzte sich Korintha Bärtsch für
dasneueGesetz ein:«DerKom-
promiss hat Zustimmung über
weiteKreise erhalten.Wennwir
ihn inFrage stellen, ist dies auch
ein Schuss vor den Bug der Ge-
werkschaften.»DasGesetz stel-
le eine Anpassung an eine ver-
änderteGesellschaft dar.

Anders sahdiesAndreasHofer:
«Ich sehe den Kompromiss
nicht,weil dieAngestellten und
ihre Familien darunter leiden.»
Unter der Woche eine halbe
Stunde länger zu arbeiten, ver-
unmögliche es hunderten De-
tailhandelsangestellten, am so-
zialen Leben teilzunehmen, so
Hofer.DasReferendumsei eine
riesige Chance: «Wir könnten
denLuzernernals einzigePartei
den demokratischen Entscheid
ermöglichen.»

Bärtsch und die Mehrheit
der Mitglieder hatten darüber
eineandereMeinung.Präsident
Maurus Frey betonte im An-
schluss aber:«MitdiesemKom-
promiss ist für uns die Grenze
erreicht.Darüber hinaus gibt es
nichtsmehr zu liberalisieren.»

Nach dem Entscheid der Grü-
nen dürfte klar sein, dass die
Ausweitung der Ladenöff-
nungszeiten definitiv in Kraft
tritt. Denn weder die SP, die IG
«zeitgemäss einkaufen» noch
die City Vereinigung Luzern
wollen Unterschriften gegen
längere Öffnungszeiten sam-
meln. Die SP entschied dies
Mitte Januar, die beiden Orga-
nisationen äusserten ihrenVer-
zicht auf ein Referendum
gegenüber unserer Zeitung
schon Anfang Dezember. Für
einReferendummüssten inner-
halb von60Tagen seit der amt-
lichen Veröffentlichung – also
bis zum 1. April – 3000 Unter-
schriften gesammelt werden.

Julian Spörri

Präsident Maurus Frey
tritt nach denWahlen ab

Maurus Frey leitet dieGrünePar-
tei desKantonsLuzern seit etwas
mehr als fünf Jahren. Nach den
GemeindewahlenEndeMärz hört
der 37-Jährige auf, wie die Partei
mitteilt. Frey, der seit kurzem im
Kantonsrat politisiert, kandidiert
in Kriens für das Stadtpräsidium
und den Stadtrat. Er will sich in
derKantonalpartei weiter imVor-
stand engagieren.

Für Freys Nachfolge wurde
eine Findungskommission ein-
gesetzt. Sie führt derzeit Gesprä-
chemitmöglichenNachfolgern.
Das neuePräsidium soll im Früh-
sommer gewählt werden. (nus)

«Mitdiesem
Kompromiss
istdieGrenze
erreicht.»

MaurusFrey
PräsidentGrüneKantonLuzern

Rigibahnen müssen Nachweise bringen
DieNatur- undHeimatschutzkommission ist nicht grundsätzlich gegen eineGondelbahn.DieRigibahnen treiben derweil die Planung voran.

Christian Glaus

Es gilt als entscheidend für den
Neubau der Seilbahn Weg-
gis-Rigi Kaltbad, nun ist es öf-
fentlich: dasGutachtenderEid-
genössischen Natur- und Hei-
matschutzkommission (ENHK).
Es ist gestern von den Rigibah-
nenpräsentiertworden, zusam-
men mit den Ergebnissen des
Projektwettbewerbs fürdenBau
der Berg- undTalstation.

Die Rigibahnen wollen die
heutige Pendelbahn durch eine
Umlaufbahnmit 21Gondelner-
setzen (wir berichteten). Der
Nachteil: Statt drei werden elf
Masten benötigt und die Gon-
deln werden während des Be-
triebs permanent sichtbar sein.
DieGegnerdesProjekts hofften
auf ein klares Nein der ENHK
und waren sich sogar sicher,
dass diese den Bau einer Gon-
delbahn ablehnen würde, weil
die Landschaft verschandelt
werde. Doch eine derart deutli-
cheSprache spricht dasGutach-
ten nicht. Im Gegenteil: Es ist
davon auszugehen, dass die
Kommission den Bau der Gon-
delbahnzulässt.DieRigibahnen
müssen aber einige zusätzliche
Nachweise erbringen.

Landschaft ist bereits
«schwerbeeinträchtigt»
Interessant ist, wie die ENHK
argumentiert.DieRigi zähle seit
dem 19. Jahrhundert zu den be-
deutendstenTourismusdestina-
tionender Schweiz.Dieheutige
Pendelbahn sei weitherum
sichtbarund stelle«eine schwe-
re Beeinträchtigung» der ge-
schützten Landschaft dar. Das
neue Projekt muss die heutige
Situationnicht verbessern, son-
dern darf höchstens zu einer
«leichten zusätzlichen Beein-
trächtigung» führen.

Für die Kommission hat das
ProjektdurchauspositiveAspek-
te. Soseidie jetzigeLuftseilbahn
von der Kapellbrücke aus sicht-
bar. Im Bereich der heutigen
Masten1und2wirddiekünftige
Gondelbahn tieferhängen.Dies
trage«aus landschaftlicherSicht

zu einer starken Verbesserung
bei». Kritisch äussert sich die
Kommission zum 75 Meter ho-
henMast bei derMüseralp. Aus
der Distanz werde dieser zwar
nicht mehr derart prominent in
dieLandschaftssilhouette ragen
wie der bisherige Betonmast.
Die Wirkung aus der Nähe sei
aber beträchtlich und «beein-
trächtigtdengesamtlandschaft-
lichen Eindruck». Hier müsse
geprüftwerden,obdieHöhedes
Mastes reduziertwerdenkönne.
Ebenfalls kritisch setzt sich die
ENHKmitdemLärmauseinan-
der. Dieser werde zunehmen
und «trübt das Landschaftser-
lebnis zweifelsohne».Moderne-
res Material, leichtere Gondeln
und technologischer Fortschritt
könntendieLärmbelastungaber
reduzieren.

DieGegnerdesProjektskritisie-
ren immer wieder, dass grosse
Waldflächen gerodet werden
müssten (sieheBox).Nötig seien
gemässVorprüfungdesUmwelt-
verträglichkeitsberichts dauer-
hafteRodungenbeivierMasten,
schreibt die ENHK. Die Wald-
schneise imBereichChilenwald,
wodieBäumetief gehaltenwer-
den,müsse nicht erweitert wer-
den.Fraglichseiaber,obSchutz-
bauten vor Naturgefahren nötig
seien. Insgesamt, so die Kom-
mission, führe die Gondelbahn
«zu keiner schweren zusätzli-
chen Belastung». Sie fordert
aber in neun Punkten weitere
NachweiseodergibtRahmenbe-
dingungen vor. Abklärungen
müssendieRigibahnenetwabe-
treffend Lärm, einer Zunahme
desKollisionsrisikosmit Vögeln

oder der Schneise im Chilen-
wald treffen. Zudem müssten
sichdieStationenzurückhaltend
in die Umgebung integrieren,
und dieGondeln seien so zu ge-
stalten, dass sie nicht zu stark
auffallen und reflektieren.

Rigibahnenzeigen
sichoptimistisch
DieRigibahnenhabendasGut-
achten bereits vor einigen Wo-
chen erhalten. «Wir haben uns
gefreut, ganz klar», sagte Ver-
waltungsratspräsident Karl Bu-
cher gestern vor den Medien.
DasGutachten sei eineBestäti-
gungdafür, dassdieRigibahnen
ein landschaftsverträgliches
Projekt planten. «Wir sehen
aber auch die Auflagen, die
nochvielArbeit bedeuten.» Jörg
Lustenberger, Leiter Betrieb,

Technik und Infrastruktur,
nannte eine Erkenntnis, die ihn
besonders freue:DieENHKan-
erkenne, dass es sich nicht um
einen neuen Eingriff in die
Landschaft handle. Der Land-
schaftscharakter werde nicht
wesentlichverändert. Ebenfalls
wichtig für die Rigibahnen sei
dieAussage,dasseineErhöhung
der Transportkapazität nicht
zwingend eine zusätzliche Be-
einträchtigung der Schutzziele
bedeute. «Wir sind der Mei-
nung, dass wir die geforderten
Nachweise erbringen können»,
so Lustenberger.

Die Rigibahnen glauben
weiterhin an ihr Vorhaben. Da-
von zeugt auch, dass sie gestern
das Siegerprojekt des Wettbe-
werbs fürdenNeubauderBerg-
undTalstationpräsentierten.Es

handelt sich um den Entwurf
Luegisland von Graber+Steiger
Architekten. Die Bauten be-
stehen aus viel Holz und Glas.
Bei der Bergstation wird das
Fundament der bestehenden
Bahn genutzt und mit einem
Aufbauergänzt.DerGangdurch
einen Tunnel zur Bahn entfällt.

FürdenBauderGondelbahn
rechnetendieRigibahnenbisher
mit Kosten von rund 20Millio-
nen Franken. Verwaltungsrats-
präsident Karl Bucher erklärte,
dassdie effektivenKostenetwas
höher ausfallen dürften. Eine
Zahl wollte er allerdings nicht
nennen. Der Zeitplan sieht vor,
dass dasGenehmigungsverfah-
ren indiesemSommergestartet
werden kann. Die Konzession
der bestehenden Bahn läuft im
Herbst 2022 aus.

So soll die neue Talstation in Weggis aussehen: Das Siegerprojekt Luegisland von Graber+Steiger Architekten. Visualisierung: PD

Gegner: «Desaster
für die Umwelt»

Die geplanteGondelbahn auf die
Rigi kommt bei René Stettler,
demWortführer der Gegner, gar
nicht gut an. Der Initiant von zwei
Petitionen gegen die beabsich-
tigte Umsatzsteigerung der Rigi-
bahnen spricht von einem «De-
saster zu Lasten der Umwelt».
Die geplante Gondelbahn, wel-
che die Umsätze mitsteigern
solle, berge «zahllose ökologi-
sche Unwägbarkeiten».

Eine Gondelbahn verschan-
dele das Landschaftsbild «aufs
Gröbste», so der Kulturwissen-
schaftler in einer gestern veröf-
fentlichten Mitteilung. Ausser-
demwürden Fundamente für die
Bahn unterhalb von Rigi Kaltbad
in eine hochsensible und ge-
schützte Quellwasserfassungs-
zone gestellt werden. Auch zum
Bau meldet Stettler Vorbehalte:
Würden Helikopter eingesetzt,
bedeute dies fürWeggis drei bis
fünf Monate Fluglärm. Werde
eine temporäre Bauseilbahn ge-
baut, seien eine weitere Wald-
schneise und Rodungen erfor-
derlich. (nus)


